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POSTEI NGANG
Zur Berichterstattung über den Rücktritt
von Formel-1-Fahrer Michael Schumacher

Keiner wie er
Seit vielen Jahren sind wir Formel-
1-Fans. Immer waren da Fahrer,
die uns besonders gefallen haben
und für die wir die Daumen ge-
drückt haben. Dann kam Michael
Schumacher, und wir spürten, er
gibt alles, er lebt den Motorsport,
und wir haben durch ihn den Mo-
torsport gelebt. Wir sind stolz und
dankbar, dass wir ihn erleben
konnten, so einen Fahrer wird es
nicht wieder geben.

Sigrid Zinke, Dornum

Von Ecclestones Gnaden
Bernie Ecclestone entscheidet, wer
Weltmeister wird, und deswegen ist
die Formel 1 für mich – der ich frü-
her bei fünf Rennen im Jahr war –
schon lang gestorben. 

Ralf Pascher, Köln

Zum Porträt „Der Seher“ über Herfried
Münkler, FTD vom 11. September

Spengler sagte es voraus
Was Herfried Münkler über neue
Krieger und neue Gegner präzi-
siert, können Sie bei Oswald
Spengler nachlesen. In seinem
1923(!) erschienenen „Untergang
des Abendlandes“ sieht er voraus,

dass nach dem Jahr 2000 die Ge-
waltpolitik siegt: „Privat-und Fami-
lienpolitik von Einzelherrschern.
Die Welt als Beute (...) Ohnmacht
auch des imperialen Mechanismus
gegenüber der Beutelust junger
Völker oder fremder Eroberer.“ So
formuliert Spengler es in seiner
kurzen Zusammenfassung.

Kurt Leibbrand, Gaildorf

Zum Bericht „Irritationen im deutsch-
polnischen Verhältnis“, FTD vom 8. Sep-
tember 

Normales Verhältnis
Das deutsch-polnische Verhältnis
ist normal und entspannt. Nicht
zuletzt die Fußball-WM hat gezeigt,
dass es keinerlei Probleme zwi-
schen beiden Nationen gibt. Und
mehrere Besuche in Polen haben
mir eindrücklich gezeigt, dass auch
den polnischen Wählern ihr Votum
zwischenzeitlich peinlich ist und
sie es alsbald korrigieren werden. 

Gerhard Apfelbach, per E-Mail
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Becks Öffnung zur
alten Mitte ist auch
eine zur FDP hin

Mit Kurt auf Kurs
Der neue SPD-Chef Beck ist ein Glücksfall für die Partei – und eine plausible Alternative für das Kanzleramt

WOLFGANG MÜNCHAU

Es fühlt sich an, als läge die letzte Bundes-
tagswahl viel länger zurück als ein Jahr.
Die daraus hervorgegangene große Koali-

tion erscheint uns heute wie eine Regierung, die
ihre großen Momente schon hinter sich weiß.
Ermüdungserscheinungen sind aufgetreten.
Man hat begonnen, sich mit sich selbst zu be-
schäftigen. Angela Merkel begann ihre Amtszeit
mit den besten Umfragewerten, die je ein Kanz-
ler hatte. Nach einem Jahr ist sie unpopulärer als
Helmut Kohl zu seinen schlimmsten Zeiten.

Vor diesem Hintergrund ist das Interview von
SPD-Chef Kurt Beck im „Stern“ von höchster
Bedeutung. Darin versprach er, seine Partei wie-
der für die Leistungsträger der Gesellschaft at-
traktiv zu machen. Vergessen Sie mal den ideo-
logisch überladenen Ausdruck der Leistungs-
träger. Reden wir stattdessen über Facharbeiter,
mittlere Angestellte, Beamte, Akademiker, Leh-
rer, Freiberufler – die alte Mitte. Die SPD hat im
letzten Jahrzehnt diese alte Mitte verloren, zum
Teil auch, weil sie einer imaginären neuen Mitte
nachgejagt ist. Beck hingegen definiert seine
Ausrichtung nicht anhand abstrakter Wähler-
gruppen, sondern anhand der Wähler selbst.

Becks Gedanken sind keineswegs ausgereift.
Es handelt sich somit auch nicht um eine detail-
lierte Strategie, sondern eher um den Anfang ei-
nes langfristig angelegten Kurswechsels. Die An-
gelegenheit ist wichtig, aber nicht eilig. Die SPD
sollte die nächsten Jahre nutzen, diese Neuorien-
tierung zu verinnerlichen. In der Zwischenzeit
wird die große Koalition weitermachen. 

Ich selbst bin im Gegensatz zu den meisten
Kennern der Szene allerdings skeptisch, ob sich
die Koalition bis zum Ende der Wahlperiode
2009 hält. Der Grund meiner Skepsis liegt in

einer spieltheoretischen Überlegung aus Sicht
der Union: Je näher der offizielle Wahltag im
Herbst 2009 rückt, desto wahrscheinlicher
muss den Wählern eine Verlängerung der gro-
ßen Koalition erscheinen und desto größer wird
die Zahl der Wähler, welche die Union an die
FDP verliert. Ich glaube einfach nicht, dass die
Unionsführung die Nerven hat, der FDP zu
noch mehr Leihstimmen zu verhelfen als schon
bei der vergangenen Bundestagswahl. 

Wenn es der Union aber um Stimmenmaxi-
mierung geht, wäre es das Beste, die große Koali-
tion im Jahr drei für gescheitert zu erklären und
in einen Wahlkampf mit einer klaren Alternative
zu ziehen: entweder für ein Bündnis mit der FDP
(eventuell auch mit den Grünen, wenn es mit
zwei Parteien zu einer Mehrheit nicht reicht),
oder eben in die Opposition zu wechseln. 

Angesichts dieser Konstellation ist es aus Sicht
der SPD eindeutig die beste Strategie, die verlo-

rene Mitte neu zu umgarnen. Die politische Mitte
leidet seit Jahren unter stagnierenden Realein-
kommen. Die SPD wird hierzu intelligentere Stra-
tegien entwickeln müssen als bislang. Dabei
kann sie sich auf andere Art profilieren als Union
und FDP, deren Steuermodelle zwar Besser-
verdienern nutzen, aber nicht der breiten Mit-
telschicht. Auch auf dem Gebiet der Aus- und
Weiterbildung sowie der Finanzierung der Ge-
sundheitskosten bieten sich gute Profilierungs-
möglichkeiten für eine SPD der Mitte.

Beck sollte man nicht unterschätzen. Er ist
der einzige aktive SPD-Politiker, der als Minis-
terpräsident mit der FDP lang und erfolgreich
zusammengearbeitet hat. Eine Öffnung zur
alten Mitte ist vor allem eine Öffnung zu einer
Koalition mit der FDP. Sieht man sich die gegen-

wärtige Wahlarithmetik an, ist die SPD auf FDP
und Grüne angewiesen, will sie nicht in einer
großen Koalition regieren. Eine Verlängerung
der großen Koalition halte ich aus den schon
angeführten Gründen für unwahrscheinlich.
Für eine kleine Koalition der SPD mit der FDP
müssen aber die Voraussetzungen erst noch ge-
schaffen werden. In dem Zustand, in dem Beck
die Partei zu Anfang des Jahres übernommen
hat, war sie weder inhaltlich noch personell für
einen Kurswechsel bereit. Das zu ändern ist
Becks vordringliche Aufgabe.

Stellt sich die Frage, ob die FDP da überhaupt
mitspielen würde. Ich halte das für möglich. Die
persönliche Konfrontation zwischen Kanzlerin
Merkel und FDP-Chef Guido Westerwelle vor
kurzem im Bundestag zeigte, dass die FDP kei-
neswegs mehr so stark auf die Union fixiert ist
wie noch vor einem Jahr. Für Befürworter von
Reformen hat sich die Union als große Enttäu-
schung erwiesen. Das beste Beispiel ist der Wan-
del der Kanzlerin selbst: Vor einem Jahr wollte sie
alles reformieren. Jetzt will sie nur noch regieren.

Beide Volksparteien stecken in der Krise. Die
SPD sucht nach neuen Wählern. Doch die Krise
der Union ist fundamentaler. Überall in Europa
funktioniert das traditionelle christdemokrati-
sche Modell nicht mehr. Gleichzeitig sind die
meisten christdemokratischen Parteien nicht
willens oder imstande, eine konsequent libe-
rale Alternative anzubieten. Die vom nord-
rhein-westfälischen Ministerpräsidenten Jür-
gen Rüttgers angezettelte Sommerloch-
Debatte ist typisch für eine Partei, die ohne
Orientierung im sozial-konservativen Gestrüpp
strauchelt. Die CDU hat es nach Kohl versäumt,
sich inhaltlich neu aufzustellen.

Unter diesen Voraussetzungen würde es
mich nicht überraschen, wenn es nach einer
vorgezogenen Bundestagswahl zu einer Ampel-
koalition käme – unter einem Kanzler Beck. 

E-MAIL  wolfgang.munchau@ft.com

WOLFGANG MÜNCHAU  ist Kolumnist der FTD und
der FT. Er schreibt jeden Mittwoch an dieser Stelle.
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Eine rein strukturelle
Ausrichtung der Finanz-

politik wird scheitern

Die Optimismusfalle
Etliche Ökonomen sehen in der Anhebung der Mehrwertsteuer auf einmal kein

Problem mehr. Diese Zuversicht verheißt nichts Gutes VON GUSTAV HORN

Erstaunliches ist zu vermel-
den. Nach dem geradezu
einhelligen Aufschrei von

Ökonomen über die anstehende
drastische Erhöhung der Mehr-
wertsteuer ist nunmehr anschwel-
lende Zustimmung zu vernehmen.
Einige Professoren behaupten, es
werde kein Schaden entstehen,
zumindest werde dieser in engen
Grenzen bleiben. Die Argumente
sind von unterschiedlicher Quali-
tät. Bei genauer Betrachtung zeigt
sich aber, auf welch schwachen
Beinen dieser Optimismus steht. 

Nachweislich falsch ist die Be-
hauptung, die durch die höhere
Mehrwertsteuer erzielten zusätzli-
chen Einnahmen flössen wieder in
den Wirtschaftskreislauf zurück.
Setzt die Regierung, wovon auszu-
gehen ist, ihre Pläne um, werden
zwei Drittel des zusätzlichen Auf-
kommens zur Haushaltssanierung
verwendet. Genau dies war ja auch
der offizielle Grund für die Anhe-
bung. Nur der Rest fließt in Form
reduzierter Beiträge zur Arbeitslo-
senversicherung wieder zurück zu
Beschäftigten und Unternehmen.
Im Ergebnis bleibt eine deutliche
Minderung der Realeinkommen. 

Auf den ersten Blick tragfähiger
ist schon das Argument, wonach
der steuerlich induzierte Preisan-
stieg den Konsum nicht nennens-
wert reduzieren werde. Richtig ist,
dass gesamtwirtschaftlich der
Konsum schwächer zurückgehen
wird, als die Mehrwertsteuer
steigt. Menschen mit sehr niedri-
gen Einkommen, die ihr gesamtes
Einkommen für Mieten und Nah-
rungsmittel ausgeben, sind von
der höheren Mehrwertsteuer nicht
betroffen. Mieten sind von der
Mehrwertsteuer befreit, und Nah-
rungsmittel werden mit einem re-
duzierten Satz besteuert, der nicht
angehoben wird. Auch dürften die
Bezieher hoher Einkommen in der
Lage sein, ihr Konsumniveau weit-
gehend zu halten, indem sie ent-
sprechend weniger sparen.

Aber was ist mit den vielen Kon-
sumenten dazwischen? In diesen
breiten Einkommenssegmenten
sind solche Anpassungen nur be-

grenzt möglich. Hier wird es zu ei-
nem deutlich reduzierten Konsum
kommen. Dies hat sich auch in
Portugal gezeigt, wo in ähnlicher
Weise wie jetzt in Deutschland ver-
sucht wurde, die Haushaltsdefizite
über eine drastisch angehobene
Mehrwertsteuer zurückzuführen.
Resultat: Der Konsum ging massiv
zurück, und am Ende stand der
Finanzminister auch als Folge der
Konjunkturschwäche vor nahezu
unverändert hohen Defiziten.

Geradezu abenteuerlich ist eine
dritte Argumentation. Zum einen
wird behauptet, die Konjunktur-
entwicklung sei kräftig genug, die
zusätzlichen steuerlichen Belas-
tungen zu verkraften. Zum ande-
ren dürfe die Finanzpolitik sich

ohnehin nicht an kurzfristigen
konjunkturpolitischen Überle-
gungen orientieren, sondern
müsse die strukturellen Defizite
abbauen. Schon die erste An-
nahme ist kühn. Bislang geht nur
das Ifo-Institut von unverändert
hohen Wachstumsraten in diesem
und im nächsten Jahr aus. Aber
selbst wenn diese sehr optimisti-
sche Annahme zuträfe, wäre der
Schaden der Mehrwertsteuererhö-
hung nicht null. Diesen kann man
erst ermessen, wenn man das
Wachstum ohne höhere Mehr-
wertsteuer für 2007 errechnet.

Selbst vorsichtige Schätzungen
müssten vor dem Hintergrund der
jüngsten Zahlen von Werten deut-
lich über zwei Prozent ausgehen.
Ein solcher Aufschwung würde da-
für sorgen, dass die Beschäftigung
merklich steigt und die Haushalts-
defizite spürbar sinken. Dies zeigt
nicht zuletzt der Aufschwung in
diesem Jahr, der auch durch die
veränderte Ausrichtung der Fi-
nanzpolitik entstanden ist.

Stattdessen wird mit der Mehr-
wertsteuererhöhung das Wachs-

tum 2007 nur im günstigsten Fall
ähnlich wie dieses Jahr um zwei
Prozent herum schwanken. Unter
diesen Umständen wird die Be-
schäftigung nur im Idealfall noch
schwach steigen, wahrscheinlich
aber wieder rückläufig sein. Vor-
fahrt für Arbeit sieht anders aus. 

Eine rein strukturelle Ausrich-
tung der Finanzpolitik ist zum
Scheitern verurteilt. Das ist der
tiefere Grund, warum der plötz-
liche Optimismus mancher Wirt-
schaftsforscher pessimistisch
stimmen muss. Denn es besteht
ein krasses Missverhältnis zwi-
schen der Vehemenz, mit der ins-
besondere Mikroökonomen im-
mer wieder eine Ausrichtung an
strukturellen Gegebenheiten for-
dern, und der Fähigkeit der Öko-
nomie, verlässliche Verfahren zur
Unterscheidung von strukturellen
und konjunkturellen Phänomen
zu entwickeln. Man erinnere sich
nur, dass noch im Frühjahr 2005,
als alle Arbeitsmarktreformen
schon in Kraft waren, die etablier-
ten Institute das Wachstumspo-
tenzial Deutschlands auf rund ein
Prozent senkten. Jetzt, wo das
Wachstum kräftiger geworden ist,
dürften sie es wieder erhöhen.
Schon die Vergangenheit war von
zum Teil massiven Korrekturen ge-
kennzeichnet, die wenig Vertrauen
in solche Aussagen schaffen. 

Daher ist es gefährlich, sie zur
Grundlage von wirtschaftspoliti-
schen Entscheidungen zu machen
und als Argument gegen die Ge-
fahren einer Mehrwertsteuererhö-
hung zu verwenden. Das Szenario,
das sich jetzt abzeichnet, verheißt
auch für 2008 nichts Gutes. Wenn
im kommenden Jahr die Konjunk-
tur zum Erliegen kommt, werden
der Finanzminister und die Sozial-
kassen ein Jahr später vor neuen
alten Haushaltsproblemen stehen.
Und dann werden Ökonomen
erneut strukturelle Maßnahmen
fordern, wenn eigentlich mehr
Einsicht in konjunkturelle Zusam-
menhänge gefordert wäre. 

GUSTAV HORN leitet das Institut für
Makroökonomie und Konjunkturforschung.


